Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 24. 


(Nr. 7354.) Geſetz, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865. in das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein. Vom : 
12. März 1869, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet der Herzogthümer 
es und Holſtein, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was 
olgt: 5 


Artikel J. 

Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865. 
(Geſetz-Samml. für 1865. S. 705.) erlangt im Gebiete der Herzogthümer Schleswig 
und Holſtein unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 1. April 1869. 

Geſetzeskraft. 

Artikel II. x 

Das Schürfen ($. 4. des Allgemeinen Berggeſetzes) iſt auf See- und Fluß⸗ 
deichen und in einer Entfernung von denſelben bis zu zweihundert Lachtern un⸗ 
bedingt unterſagt. Durch Entſcheidung der Bergbehörde kann das Schürfen auch 
in einer größeren Entfernung, ſowie auf den Binnendeichen, verboten werden, 
Falls überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes demſelben entgegenſtehen. 


Artikel III. 
a Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2. des F. 27. des 
Berggeſetzes maaßgebend. Unter den im Allgemeinen Berggeſetze in Bezug ge⸗ 
nommenen Maaßen ſind überall die Preußiſchen Maaße zu verſtehen. 


a Artikel IV. 

Die im $. 141. des Allgemeinen Berggeſetzes in Bezug genommenen Grund⸗ 
ſätze der Preußiſchen Geſetzgebung über das den Eiſenbahngeſelſſhaften gegenüber 
beſtehende Vorkaufs⸗ und Wiederkaufsrecht, insbeſondere die $$. 16. bis 19. des 
Geſetzes über die Eiſenbahn⸗UAnternehmungen vom 3. November 1838. Geſetz⸗ 

Jahrgang 1869. (Nr. 7354) 60 amml. 


Ausgegeben zu Berlin den 22. März 1869. 


l 8 
Samml. für 1838. S. 505.), kommen für den hier bezeichneten Fall auch in dem 
Gebiete der Herzogthümer Schleswig und Holſtein in Anwendung. 8 


Artikel V. 


Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Veräußerung, Ver⸗ 
pfändung, der Führung der Schuld- und Pfandprotokolle und des Arreſtes die 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, welche in dieſer Beziehung für das Grund⸗ 
eigenthum in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein gelten, Anwendung. 
Ebenſo bleiben die Beſtimmungen des dortigen Rechtes hinſichtlich der Exekution, 
des Konkurſes und der Rangordnung der Gläubiger unverändert, ſoweit nicht dieſe 
Verordnung oder das Berggeſetz abweichende Vorſchriften enthält. 

Den Bergarbeitern wird in Beziehung auf die Rückſtände aus dem letzten 
Jahre an Lohn und anderen Emolumenten das Vorrecht des Kanzeleipatentes 
e 1 Januar 1816., betreffend die Klaſſifikation des Dienſtlohnes im Konkurſe, 

eigelegt. 


Artikel VI. 
In den Fällen des §. 159. des Berggeſetzes ſoll die Verſteigerung nach dem 
für das Konkursverfahren in Schleswig⸗Holſtein geltenden Rechte und mit den 
gewöhnlichen Wirkungen deſſelben vollzogen werden. 


Artikel VII. 
Zugleich mit den Strafvorſchriften des Berggeſetzes tritt das Geſetz über 


die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien vom 
26. März 1856. (Geſetz⸗Samml. für 1856. S. 203.) in Kraft. 


Artikel VIII. f ü i 
Die Inſinuation von Verfügungen der Bergbehörde kann rechtsgültig durch 
die Poſtbehörde bewirkt werden. Wird die Ae dun von der Poſt als un⸗ 
beſtellbar e ‚ jo erfolgt die Inſinuation durch öffentlichen Aushang am 
Amtslokale der betreffenden Bergbehörde. 
Hat die Verfügung während 14 Tagen ausgehangen, ſo iſt die Zuſtellung 
für bewirkt zu erachten. i 
Artikel IX. 
8 1 der Bergwerksabgaben treten die nachfolgenden Beſtimmungen 
in Kraft: 5 
F. 1. Von den Eiſenerzbergwerken werden Bergwerksabgaben nicht erhoben. 
§. 2. Von allen übrigen Bergwerken iſt eine Bergwerksſteuer von zwei Pro⸗ 
zent von dem Werthe der Produkte des Bergwerkes zur Zeit des Ab⸗ 
ſatzes der letzteren zu entrichten. 


Hinſichtlich der Erſtattung eines verhältnißmäßigen Antheiles der Poch⸗, 
Waſch⸗, Hütten⸗ und ſonſtigen Zubereitungskoſten bei Erzbergwerken durch den 
Staat, ſowie der Ermittelung, Feſtſtellung und Einziehung der Bergwerksſteuer 
kommen die in den älteren en des Staates beſtehenden Vorſchriften zur 
Anwendung. 8 1 

8 
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Artikel X. 


Mit dem 1. April 1869. find aufgehoben: das gemeine Deutſche Bergrecht, 
ferner alle übrigen allgemeinen und beſonderen Geſetze, Verordnungen und Ge- 
wohnheiten über Gegenſtände, auf welche das Berggeſetz und das gegenwärtige 
Geſetz ſich beziehen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz, v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(Nr. 7355.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe in Betreff der Anlage einer Eiſen⸗ 
bahn von Hannover über Hameln, Lügde, Schieder und Steinheim nach 
Altenbeken. Vom 23. Januar 1869. 


Oh Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt 
zur Lippe, von dem Wunſche geleitet, zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten 
eine Eiſenbahnverbindung herzuſtellen, haben zum Behufe einer hierüber zu tref⸗ 
fenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: i 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
e Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
ordan, b | 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Friedrich Julius 
Herman Mebes; 6 
Seine Durchlaucht der Fürſt zur Lippe: 
Höchſtihren Präſidenten Theodor Heldman; 
welche, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten, unter Vorbehalt der Ratifikation, folgenden Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen haben. a | 
Artikel J. n 
Die Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Lippiſche Regierung verpflichten 
Sich wechſelſeitig, eine Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fördern, welche von Hannover 
über Hameln, Lügde, Schieder und Steinheim nach Altenbeken zum Anſchluſſe 


an die Weſtphäliſche Eiſenbahn geführt werden, und vor dem Deiſter eine Ab⸗ 
zweigung nach der Station Haſte der a erhalten I, 
= rt. 


Gr. 73547355.) 
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Artikel 2. 9J˙ĩê5— 00 IM 

Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird in Bezug auf den in Ihrem Ge 

biete belegenen Theil dieſer Eiſenbahn die Beſtimmungen des Königlich Preußi⸗ 

ſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., 

beziehungsweiſe die dazu ergangenen und noch ergehenden Abänderungen und 

Ergänzungen gleichfalls zur Anwendung bringen, ſoweit im gegenwärtigen Ver⸗ 
trage nicht ein Anderes vereinbart iſt. f 


Artikel 3. 
Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird für den in Ihr Gebiet fallenden 
Theil dieſer Eiſenbahn derjenigen Geſellſchaft, welche für den im Preußiſchen 
Gebiete belegenen Theil der Bahn die Konzeſſion bereits erhalten hat, auch Ihrer⸗ 
ſeits die Konzeſſion unter gleich günſtigen Bedingungen ertheilen, und hierbei für 
die betreffenden Bahnanlagen innerhalb des Fürſtlichen Gebietes die im König⸗ 
reich Preußen geltenden Beſtimmungen über die Expropriation von Grundeigen⸗ 
thum für Eiſenbahnen in Wirkſamkeit ſetzen. 


Artikel 4. 5% 
Bei Ertheilung der Konzeſſion an die Geſellſchaft wird die Fürſtlich 
Lippiſche Regierung derſelben nach Maaßgabe ihrer Königlich Preußiſcher Seits 
beſtätigten Geſellſchafts⸗ Statuten auch in dem Fürſtlichen Gebiete die Rechte einer 
Korporation zugeſtehen. Die Geſellſchaft hat jedoch ihr Domizil und den Sitz 
ihrer Verwaltung in Preußen zu nehmen und in Bezug auf alle Maaßnahmen 
und Feſtſetzungen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die 
Beauſſichtigung und Verwaltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, 
lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung zu reſſortiren. i 
Insbeſondere ſollen auch die Beſtätigung von künftigen Umgeſtaltungen 
und Abänderungen der Geſellſchafts⸗Statuten, die Genehmigung von Erweiterun⸗ 
gen des Unternehmens und der Anlage neuer Stationen, ſowie der Aufnahme 
von Darlehen und der Emiſſion neuer Stamm- und Prioritätsaktien oder 
Prioritäts⸗Obligationen der Königlich Preußiſchen Regierung allein anheim⸗ 
geſtellt bleiben. 


Artikel 5. 

Die Genehmigung und ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des ge⸗ 
ſammten Bauplanes und der einzelnen Bauentwürfe, ſowie insbeſondere auch die 
Reviſion und Feſtſetzung aller Koſtenanſchläge, bleibt der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorbehalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſezung der Wege⸗ 
übergänge, Brückendurchläſſe, Flußkorrektionen und Parallelwege im Fürſtlich 
Lippiſchen Gebiete den dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. fe 

Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 
ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige kechniſche Kommiſſa⸗ 
rien näher beſtimmt werden. i 


| Artikel 6. t 31 1 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem b 8 
u,, 


5 auf der ganzen Strecke von Hannover bis zum Anſchluſſe an die Weſtphäliſche g 


Bahn die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und zur Ausfüh⸗ 
zung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 

Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll überall gleichmäßig vier 
Su acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen 
etragen. i 


Artikel 7. N N 

Die von der Königlich Preußiſchen Regierung geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Reviſion auch in dem Fürſtlich Lippiſchen Gebiete zu⸗ 
gelaſſen werden. 
| Artikel 8, 

Der Fürſtlich Lippiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
des in Ihrem Gebiete belegenen Theiles der Bahn. Die auf der Bahn im 
en Gebiete zu errichtenden Hoheitszeichen ſollen daher die Fürſtlich 

ippifchen fein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlagen 
oder deren Betrieb follen, ſofern fie im Fürſtlich Lippiſchen Gebiete ausgeübt 
ſind, von den betreffenden Fürſtlichen Behörden unterſucht und nach den dortigen 
Geſetzen beſtraft werden. N 8 

8 Artikel 9. i 

a Die Bahnpolizei ſoll für das geſammte Bahnunternehmen in Gemäßheit 
des für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements 
nach übereinſtimmenden Grundſätzen gehandhabt werden. Die Fürſtlich Lippiſche 
Regierung wird zu dieſem Zwecke das von der Königlich Preußiſchen Regierung 
feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Reglement, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne 
Abweichungen unvermeidlich machen möchten, auch für den Theil der Bahn in 
Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. 
5 Unterthanen der einen Regierung, welche beim Betriebe im Gebiete der 
anderen Regierung angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unter⸗ 
thanenverbande ihres Heimathslandes. f 

Die Betriebsbeamten find ohne Unterfchied des Ortes der Anftellung 
rückſichtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichtsbehörde, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſttz haben, 
unterworfen. 


b Artikel 10. 

Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Kae zu. Es ſoll jedoch ſowohl im 
Perſonen⸗ als im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Umterthanen weder 
hinſichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit der Abfertigung ein Unterfchied 


gemacht werden. 
Artikel 11. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird nach Maaßgabe Ihrer Geſetze 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch e 
Gr. 7355.) ab⸗ 
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abändernden und ergänzenden Beſtimmungen alljährlich für die Hannover⸗Alten⸗ 
bekener Eiſenbahn, einſchließlich des im Fürſtlich Lippiſchen Gebiete belegenen 
Theiles der Bahn, eine Eiſenbahnabgabe berechnen, feſtſtellen und erheben, und 
von dieſer Abgabe an die Fürſtlich Lippiſche Regierung unter Mittheilung des 
Repartitionsplanes denjenigen Theil abführen, welcher ſich nach dem Verhält⸗ 
niſſe berechnet, in welchem die Länge des im Fürſtlich Lippiſchen Staatsgebiete 
1 5 e der Bahn zu der Geſammtlänge dieſes ganzen Eiſenbahn -Unter» 
nehmens ſteht. g 

Eine Beiziehung der fraglichen Unternehmung zu anderweiten direkten 
Staatsſteuern wird im Fürſtenthum Lippe ſo lange und inſoweit nicht ſtattfin⸗ 
den, als ſolches im Königreich Preußen nicht geſchieht. Insbeſondere wird die 
Fürſtlich Lippiſche Regierung von der Geſellſchaft, welche die Konzeſſion in 
Preußen ohne Auferlegung einer Konzeſſionsabgabe erhalten hat, eine ſolche Ab⸗ 
gabe auch Ihrerſeits nicht erheben. 

Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird von den auf der Bahn das Fürſt⸗ 
liche Gebiet paſſirenden Transporten niemals eine Durchgangsabgabe erheben, 
auch ſollen hinſichtlich der tranſitirenden Güter und Perſonen im Fürſtlichen 
Gebiete niemals den Verkehr irgendwie erſchwerende zoll- und ſteueramtliche 
Kontrolmaaßregeln eintreten. 


Artikel 12. b 


Der Fürſtlich Lippiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des 
Verkehrs zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zun Handhabung der Ihr 
über den betreffenden Theil der Bahn nach dieſem Vertrage zuſtehenden Hoheits⸗ 
und Auffichtsvechte einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die 
Beziehungen feiner Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu 
vertreten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der 
kompetenten Behörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei An⸗ 
gelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem Kommiſſarius reſſor⸗- 
tiven, an dieſen zu wenden. i d 


Artikel 13. 


Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird auf dem in Ihrem Gebiete belegenen . 
Theile dieſer Bahn andere Unternehmer ohne vorgängige Verſtändigung mit der 
Königlich Preußiſchen Regierung nicht zulaſſen. | 


Artikel 14. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung von der Geſellſchaft, ſei es auf 
Grund der Beſtimmungen des F. 42. des Königlich Preußiſchen Geſetzes über 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., oder im Wege des 
Vertrages oder aus ſonſtigem Rechtstitel die den Gegenſtand des gegenwärtigen 
Vertrages e Eiſenbahn an ſich bringen, und auf dieſe Weiſe auch in Bezug 
auf den im Fürſtlich Lippiſchen Gebiete belegenen Theil der Bahn in alle Rechte 
und Verbindlichkeiten der Geſellſchaft eintreten, ſo ſoll dadurch die Stellung der 
Fürſtlich Lippiſchen Regierung zu dem Unternehmen keine ungünſtigere werden, 
als wenn daſſelbe im Beſitze der Geſellſchaft verblieben wäre. a 4 


2 85 5 2 ; £ 91 

„Beide kontrahirende Regierungen find darüber einverſtanden, daß die dieſe 
Eiſenbahn ausführende Geſellſchaft gehalten fein fol: ! 

J) unentgeltlich die Anlage einer Bundes ⸗Telegraphenlinie längs der Bahn 

zu geſtatten und zu dieſem Zwecke der Bundes⸗Telegraphenverwaltung 


ie 
— 


die Berechtigung zuzugeſtehen, nach Bedürfniß eine einfache Stangen⸗ 1 
reihe oder zwei parallele Stangenreihen auf gleicher Seite des Bahn⸗ 15 
planums, und außerdem auf derjenigen Seite des Bahnterrains, welche 
die oberirdiſchen Leitungen im Allgemeinen nicht verfolgen, eine Telegra⸗ 
phenlinie unterirdiſch in einer dem Zwecke entſprechenden Tiefe unter Be⸗ 
nutzung des Bahnterrains anzulegen, 

2) ſich im Allgemeinen den Beſtimmungen zu unterwerfen, welche durch 
Bundesreglements über die Benutzung der Eiſenbahnen zu Zwecken der 

5 Bundes⸗Telegraphenverwaltung getroffen werden 

= 3) nach Maaßgabe der Anordnungen des Bundeskanzlers den Eiſenbahntele⸗ 

2 graphen Behufs Benutzung zur Beförderung von Staats und Privat⸗ 

ö depeſchen einzuräumen. 
Dagegen ſoll der Geſellſchaft geſtattet ſein, ihre Betriebs⸗Telegraphenleitung 
an dem Bundes⸗Telegraphengeſtänge mit anzubringen. 


Artikel 16. 


Gegenwärtige Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden jobald als möglich, ſpäteſtens 
aber binnen vier Wochen, in Berlin bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und beſiegelt worden. : 


So geſchehen zu Braunſchweig, den 23. Januar 1869. 
(L. S.) Jordan. 
(8) Mebes. 
(L. S) Heldman. 


e Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der 
Riatiſikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 0 A 
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Ur. 73557356) (Nr. 7356.) 
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KOCHEN OST SREIUEHM 83.8 ie miei 
(Fr. 7356.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Raſtenburger Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 15. 
Februar 1869. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Raſtenburger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 9. November 1868. beſchloſſen worden, die zur weiteren Ausführung 
der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten und die zum ferneren Ankauf 
des vom Kreiſe der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft unentgeltlich zu gewäh⸗ 
renden Terrains ꝛc. außer der durch das Privilegium vom 6. März 1865. 
(Geſetz-Samml. für 1865. S. 290. ff.) genehmigten Anleihe von 263,200 Thalern 
noch erforderlichen Geldmittel von zuſammen 100,000 Thaler im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu 
dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 6 

80,000 Thaler à 500 Thaler, 
SE re 
= 100,000 Thaler, 


Yin dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 


fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
f Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 3 
d Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 N a „ß 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1869. 


| | (L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
des 
Raſtenburger Kreiſes 
II. Emiſſion 
Eiitr, 3 


Auf Grund des tern genehmigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 9. November 1868. wegen Aufnahme einer ferneren Schuld von 100,000 Tha⸗ 
lern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten und für die 
Beſchaffung des Grund und Bodens für die Oſtpreußiſche Südbahn im Raſten⸗ 
burger Kreiſe Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Sei⸗ 
tens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
Se Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden 
und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent des 
e Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 

uldraten. 

5 Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate Februar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Königsberg, ſowie in dem Raſtenburger Kreisblatte 
und in dem Königlichen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, mit fünf Prozent 
jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. Die Auszahlung der Zinſen 
und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rückgabe der ausgegebenen Zinskupons, 
beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Raſten⸗ 

ug „ 855 zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins fol⸗ 
genden Zeit. N 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten chuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital ab⸗ 
gezogen. Ri 
N Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. b 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. F. 120. sed. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Röſſel. : 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 8 
i Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ſechszehn halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1877. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. a 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗ Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Raſtenburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 


der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. a Se 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 


f 9 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. d > 55 WER 


Raſtenburg, den 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten und fuͤr die 


Beſchaffung des Grund und Bodens fuͤr die Oſtpreußiſche Suͤdbahn 
im Raſtenburger Kreiſe. a 


Binstupon 


„ zu der DE 
Kreis „Obligation des Den wre ; 
Lättr.. .... 0 


II. Emiſſton 
Mert Thaler zu fünf Prozent 1 
Er über „ 
. 5 Thaler Silbergroſchen. 85 


i Der Inhaber 10 e empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 


lu or no er und die Zinsen der vor⸗ 
benannten Kreis⸗ lien für das Halbjahr vom 05. DI 


mit (in Buchſtaben ......... ale 


——U —— 2 


Die didi ee ion fuͤr die Ehaufeebauten und Mi Sie b 8 
. e des Grund und Bodens fuͤr die Oſtpreußiſche Sidbahn 
1 im e Kreise 


Diefer Sinstupon iſt ungültig, wenn Defien 
an nicht innerhalb vier Jahren nach der 

1 6 vom Schluß des betreffenden Kalen⸗ 
ja hres an gere hnet, erhoben wird. 5 


Kreis⸗Obligation des Raſtenburger Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Kreis⸗ 
Obligation des Raſtenburger Kreiſes 5 
er . II. Emiſſion über ..... Thaler & fünf Prozent Zinſen 
die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Raſtenburg, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation kein Widerſpruch erhoben iſt. 


Raſtenburg, den en er, 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fiir die Chauſſeebauten und für die 
Beſchaffung des Grund und Bodens fuͤr die Oſtpreußiſche Suͤdbahn 
im Raſtenburger Kreiſe. i En “ 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
. . (R. v. Decker). £ 


